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Zentralbau der Kliniken eröffnet 
In den Universitätskliniken wird 
morgen der erste Bauabschnitt des 
Zentralbaus und der Behandlungsbau 
der }t'rauenkllmk eraHnet. An der 
Veranstaltung nehmen der hessische 
Kultusminister, Prof. Ludwig von 
Friedeburg, und der hessische Sozial­
minister, Dr .. Horst Schmidt, teil. Zur 
diesem Fest sind alle Bediensteten 
des Klinikums eingeladen. Wegen der 
Eröffnungsveranstaltungen fallen an 
diesem Vormittag alle Unterrichts­
veranstaltungen des Fachbereichs aus, 
außerdem kann das Mittagessen für 
die Bediensteten erst ab 12 Uhr aus­
gegeben werden. 

übergeben werden die Abteilungen 
der Inneren Medizin, während die 
Abteilungen der Chirurgischen Klinik 
wahrscheinlich erst im Herbst 1972 
fertiggestellt sein werden. Der Zen­
tralbau ist konstruktiv ein Stahlbe­
tonskelettbau, da die laufenden Fort­
schritte der Medizin eine Veränder­
barkeit der Räume und Ausstattun­
gen verlangen. Insgesamt wird der 
erste Bauabschnitt des Zentralbaus 
etwa 160 Millionen Mark kosten, bei 
einer Größenordnung von etwa 
281 000 m3 umbauten Raumes. Der 
Zentralbau gliedert siCh baulich in 
zwei durcp die Funktion bestimmte 

Baukörper, das Bettenhochhaus und 
den Behandlungsbau. 
Das Bettenhochhaus enthält im ersten 
Bauabschnitt folgende Abteilungen: 
Im Zentrum der Inneren Medizin: 
9 Krankenstationen mit 224 Betten, 
Laboratorien der physikalisch-diäte­
tischen Therapie. 
Im Zentrum der Chirurgie: 9 Kran­
kenstationen mit 256 Betten und 
Ärzteberei tschaft. 
Schließlich ein Gymnastikraum, Gym­
nastikfreiraum und Technische 
Räume. 
Im Behandlungsbau befinden sich: 
Im Zentrum der Inneren Medizin: 
Ärztliche Leitungen, Nephrologie, 
Immunologie, Arztbereitschaft, Medi­
zinische Polikliniken, Tumorbera­
tung, Kardiologie, Pneumologie, Hä­
ma tologie, Physikalisch -diätetische 
Therapie mit einem Unterrichtsraum 
(17 Plätze). 

Im Zentrum der Chirurgie: 
Ärztliche Leitungen, Operationsab­
teilung, 7 aseptische OP's, ein Gips­
raum, Chirurgische Intensivpflege 
mit 22 Betten, Aufwachabteilung mit 
14 Betten, Chirurgische Poliklinik, 
Urologische Poliklinik, Neurochirur­
gische Ambulanz, Notfallabteilung, 
2 aseptische OP's, ein septischer OP, 
ein Gipsraum und eine Notfallstation, 
Unfallbehandlung mit einem Unter­
richtsraum (28 Plätzen) Liegend­
kranken- und Unfallaufnahme. 
Außerdem: Zentrale Fotoabteilung, 
Zentraler Lehrbetrieb (2 Hörsäle mit 
insgesamt 483 Plätzen, 2 Kursräume 
mit insgesamt 114 Plätzen), Rechner­
Zentrale, Zentrale Röntgendiagnostik 
(15 Röntgenräume, Kursraum mit 60 
Plätzen), Zentrale Röntgenspezial­
diagnostik (2 Röntgenräume), Zen­
tralsterilisation, Zentrales Kranken­
blattarchiv, Zentrale Schreibräume, 
Bettenzentrale, Wäschever- und ent­
sorgung, Müllverbrennung, Personal­
räume, Technische Zentralen. 

Unsere Bilder zeigen: 

Außenaufnahme des Zentralbaus 
(oben rechts). Die Bettenzentrale 
(oben links) ist berechnet für etwa 
50 Betten pro Tag, die hier desinfi­
ziert und gereinigt werden. Die ferti­
gen Betten gelangen <:tuf einen Ket­
tenförderer und können dort direkt 
abgeholt werden. Das Bild unten 
links zeigt das sogenannte Bewe­
gungsbad (Schwimmbad), das vor 
allen Dingen zur Unbllnachbehand­
lung dient (gymnastische Übungen 
der Patienten unter Wasser und Mas­
sagen). Das kleine Bewegungsbecken 
im Hintergrund ist vorwiegend für 
die noch gelähmten Patienten gedacht. 

(Fotos: BOPll) 
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Zur Diskussion 
um den Rat der Nichthabilitierten 

Assistenten in politischer Apathie? 
Eine Antwort von Peter Guss~ann. bisheriger Vorsitzender des Rats der Nichthabilitierten, auf den 
Bei~rag "Rat d~r Nichtle.gitimierten" von Dieter Rebentisch (NIK). 

Seit Jahren gibt es an dieser wie daß er sich besonders rasch nach gant aus dem Wege - auf Kosten 
an allen hessischen Univer.sitäten einer anderen Arbeit umsehen Mausbachs? 
einen Rat der Nichthabilitierten, muß. Der Rat erwartet, daß der Dekan 
der Belange der Assistentenschaft des Fachbereichs Humanmedizin Institut für Theoretische ' zU vertreten hat. Es gibt ihn noch. in dieser Situation vor der uni-

Physikalische Chemie Öf I' hk·t . Wenige wissen es, unter denen, versitären fent lC el I;nne 
die es wissen, bezweifeln konser- Ein Konflikt im Institut für Theo- Stellungnahme abgibt. 
vative Gruppierungen seine Legi- retische Physikalische Chemie Neuwahl des ltates 
timation, bleiben die meisten zwischen dem Direktor auf der Der amtierende Rat hat mit sei­
gleichgültig. Das bedeutet. bem einen, den Mitarbeitern auf der nem Rundschreiben vom Dezem­
jetzigen Rat fehlt für eine aktive anderen Seite, erreichte in diesem ber 1971 eine UniverSitätsver­
Hochschulpolitik die notwendige Semester einen Höhepunkt. In der sammlung der wissenschaftlichen 
Basis. Auseinandersetzung versuchte der Mitarbeiter zum 13. Januar 1972 
über a11 dies wäre kein Wort Zu Rat der Nichthabilitierten durch einberufen. Die Initiative fand 
verlieren, gäbe es nicht politische Herausgabe einer Dokumentation taube Ohren. 
Aufgaben, die zu wichtig sind, als zur Klärung der Tatsachen und Im letzten Uni-Report lieferte ein 
daß sie einfach liegen bleiben zu einer Lösung des Falles beizu- NIK-Senatsvertreter, abge­
könnten. Das hat in der Landes- tragen. Ohne die Hilfe des Rates schmackt an Ressentiments gegen 
assistentenkonferenz bereits seine eine "Regelung" dieser Angele- "linke" Politik appellierend, dafür 
Folgen gezeigt. In diesem Gre- genheit durch Entlassungen der die "Begründung", daß ein Rat der 
mium, das gerade für die überlei- kündbaren Institutsmitarbeiter zu Nichthabilitierten auch künftig 
tung in die neue Personalstruktur verhindern, wäre eine an diesem keine politische FUnktion mehr 
einige Bedeutung hat, kann Fall beispielhaft angestrebte wirk- haben könne. Er kann sich offen­
Frankfurt - ohnehin Stiefkind in liehe Aufklärung und Lösung bar keinen Fall vorste'llen, in dem 
überleitungsfragen - nicht so nicht zu erreichen gewesen. Frei- es notwendig wird, Assistenten 
wirksam vertreten werden, wie es lieh, noch ist die Angele,genheit durch eine Gesamtvertretun.g der 
mit Unterstützung einer aktiven, nicht völlig abgeschlossen; aber Assistentenschaft Rückhalt zu ge-
solidarischen Assistentenschaft sie ist doch einer so bereiten uni- ben. Das verwundert nicht. Im 
möglich wäre; versitären Öffentlichkeit zugäng- Gegenteil: der Artikel ist ein wei-
Das Beispiel der LAK-Mitarbeit lieh gemacht worden, daß eine Er- terer Ausdruck der sichtbaren 
hat durchaus paradigmatische Be- ledigung "auf kaltem Wege" ent- Tendenz der auch an den Hoch­
deutung. Es genügt offenbar nicht, gegen dem Einverständnis der be- schulen sich or.ganisierenden reak­
daß in den einzelnen Universitäts- troffenen Assistenten hier kaum tionären Gruppierungen, nicht 
gremien untereinander zerstrit- in Betracht kommen kann. ohne weiteres gleichschaltbare In-
tene Assistentenvertreter sitzen. Mausbach stitutionen notfalls mit Diffamie-
Die Assistentenschaft ingesamt rungen zu bekämpfen. 
bleibt dabei in wichtigen Fragen Mit dem 14. Januar 1972 endete Dies funktioniert um so leichter, 
auf sporadische Initiativen einzel- der, wenn auch gegen seinen Pro- als sich die Mehrheit der demo­
ner Fraktionen angewiesen. Ihr - test befristete Arbeitsvertrag von kratischen, im weitesten Sinne so­
jedenfalls für die übergangszeit Hans Mausbach. Da Mausbach die zialistisch orientierten Assistenten 
bis zur abgeschlossenen überlei- von ihm angestrebte Facharzt- reSigniert aus der Institutionen­
tung in die neue Personalstruktur anerkennung tatsächlich erhielt, politik zurückgezogen oder ande­
sinnvolles und notwendiges - Or- ist d~es, so scheint es zunächst, ren politischen Betätigungen Pri­
gan, der Rat der Nichthabilitier- auch in Ordnung. Dennoch gibt es orität eingeräumt hat. 
ten, der die Assistentenschaft ge- einige Punkte, die einen Zusam- Diese Entwicklung kann zu einem 
genüber der Hochschulverwaltung menhang von Mausbachs Aus- bösen Erwachen führen, wenn die 
und der Kultusbürokratie vertritt, scheiden und seiner politischen ohnehin nur schwer durClhsetzbare 
wird gegenwärtig durch wieder- Aktivität nahele.gen. Hochschulreform (im ursprüng­
holte Angriffe von seiten konser- Mausbach hatte, wie erinnerlich, lichen Sinn) völlig zum system­
vativer Assistentenfunktionäre sich öffentlich über Mißstände in konformen, ausschließlich' effi­
(NIK) auf einer scheinbar nicht- seinem Beruf geäußert. Als er im zienz-orientier.ten Instrumenta­
politischen ("GesetzestreuE?"!), ge ~vergangenen Sommer nach einem tium der Reaktion deformiE~it sein 
zwungen, einen Großiell seiner für ~geeigneten . Arbeitspla~ -suchte, wird, . ~~~ -aÜf fäng~t'e!! s.ibHt~iin­
die BQchschulnolit~kmobilisierhai .erhielt -sr.. Albsag.e.n, v-oN. einer gan- 61ermeidlich auch schwl'!rwieg~nde 
ren Energien auf kleinkrämerische zen Reihe von Krankenhäusern, Folgen für die jetzt noch weit­
Auseinandersetzungen nach innen und die Zentralstelle für Arbeits- gehend gegebene Pluralität der 
zu verschwenden, an statt sie auf vermittlung versuchte vergeblich, Lehrinhalte haben wird. 
anstehende wichtige Probleme zu ihn auf eine der im Raum Frank- Wir fordern daher alle Assistenten 
konzentrieren: auf die verschiede- furt freien Planstellen zu vermit~ auf, auch und besonders diejeni­
nen mit der überleitung zusam- teIn. Kann Mausbach heute eine gen, die von der Institutionenpoli­
menhängenden Fragen, auf Pro- andere Behandlung erwarten? tik frustriert sind, sich an der 
bleme der sich damit verändern- Mußten sich also Mausbachs jet- Universitätsversammlung zu be­
den Stellung der Assistenten in- zige Arbeitgeber nicht vorstellen, teiligen. 
nerhalb der Universität, auf die daß ihn sein Ausscheiden wieder Universitätsversammlung 
Unterstützung von Assistenten in in die gleiche Situation bringt, zu- Der Rat der Nichthabilitierten, 
konkreten Konflikten am Ar- mal nach wie vor ein Verfahren der die Assistenteninteressen poli­
beitsplatz und auf notwendige po- vor der Landesärztekammer gegen tisch wirksam zu vertreten bereit 
liUsche Aktivitäten außerhalb des ihn anhängig ist? In einem solchen ist, braucht unter den eingetrete~ 
universitären Schonungsbereichs Zusammenhang verwundert es al- nen Umständen eine Bestätigung. 
(zum Beispiel Solidarität mit der lerdings, daß die Facharztaner- Wir rufen deshalb auf zur 
Assistenzprofessorin Angela . kennung Mausbachs, für ihn Universitätsversammlung der wis-
Davis). selbst überraschend, von der Lan- sensehaftlichen Mitarbeiter am 
Konflikte am Arbeitsplatz desärztekammer zum Jahresende, Donnerstag, dem 3. Februar 1972, 
Nach wie vor gibt es Institute und also erst zwei Wochen vor dem 17.30 Uhr, Hörs,aal V. 
Fachbereiche, in denen Assisten- Ende des Arbeitsverhältnisses aus- Tagesordnung: 
ten ein Dasein in kümmerlicher gesprochen wurde. Viel Zeit für die 1. Diskussion der politischen Not­
Abhängigkeit zugemutet wird. Suche nach einem neuen Arbeits- wend1gkeit eines neuen Rates; 
Wagt ein Assistent in einer s01- platz blieb da nicht. Ging man 2. Durch die Ablösung der Fakul­
chen Situation hie und da einen hier dem möglichen Konflikt, der tätsstruktur bedingte Satzungs­
Hinweis auf die anderswo in die- sich aus dem Fehlen der Facharzt- änderungen (vgl. Rundschr.eiben 
sem Punkt günstigeren Arbeits- anerkennung am Ende des Ar- vom Dezember 1971); 
bedingungen, so kommt es vor, beitsvertrages ergeben hätte, ele- 3. Wahl eines neuen Rates. 

Mit der Veröffentlichung dieser Beiträge will die Redaktion d~e Diskussion ü~er dieses Thema fördern; 
es bedeutet jedoch nicht, daß sie durch den Abdruck der Artlkel Stellung mmmt. 

Wichtiges in Kürze 
Mit erheblicher Verspätung wird in 
dieser Woche der parlamentarische 
Endspurt für das Hochschulrahmen­
gesetz des Bundes beginnen. Ur­
sprünglich sollte der Wissenschafts­
ausschuß des Bundestages am Don­
nerstag letzter Woche mit den ab­
schließenden Beratungen über das 
Gesetz begihnen, er mußte die Sit­
zungen jedoch verschieben, da die 
CDU-Abgeordneten Dr. Georg Gölter 
und Anton Pfeifer zunächst noch auf 
einer Reise durch mehrere westeuro­
päische Länder sich über die dortige 
hochschul politische Situation infor­
mieren und die Ergebnisse ihrer 
Reise in die Beratungen mit einbrin­
gen wollten. In der Regierungskoali­
tion hofft man, daß das Gesetz den­
noch im lVIärz. und zwar möglichst 
mit den StImmen der Opposition, ver­
abschiedet werden kann. (dpa) 
18 Professoren der Universität Mar-

burg haben am 13. Januar ihr Mandat 
im Konvent niedergelegt. Die Profes­
soren, die sämtlich der als konserva­
tiv geltenden Fraktion "Rat der 
Hochschullehrer" angehören, begrün­
deten ihren Schritt mit der ihren An­
gaben nach mangelnden Bereitschaft 
der Konventsmehrheit, einen von 
ihnen gewünschten Beratungsauf­
schub für die erste Lesung der neuen 
Universitätssatzung um 12 Tage ein­
zuräumen. Der Konventvorstand hat 
in einer Stellungnahme zum Rücktritt 
der Professoren deren Gründe als 
unzutreffend zurückgewiesen. Der 
Entwurf für die neue Satzung sei 
gemäß der Geschäftsordnung korrekt 
vorgelegt worden. (dpa) 
Das Bundeswissenschaftsministerium 
hat den Ländern für das laufende 
Jahr 1,4 Milliarden Mark für den 
AUSbau und N~ubau von Eocllschulen 
zur Verfügung gestellt. Es handelt 

siCh bei diesen Mitteln um eine Vor­
auszahlung auf die Kostenantei1~ des 
Bundes an der Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau. Mit den Mitteln sollen 
die im ersten Rahmenplan für den 
Hochschulbau enthaltenen Einzelpro­
jekte finanziert sowie frühere Vorha­
ben, einschließlich der restlichen Pro­
jekte aus dem Schnellbauprogramm, 
abgewickelt werden. (dpa) 

AuchdieDAG 
Nicht nur die ÖTV, wie im letzten 
Uni-Report berichtet, sondern 
gleichermaßen die Deutsche Ange­
stellten-Gewerkschaft hat als Ver­
hCl.ndlungspartner auf Gewerk­
schaftsseite mit den Arbeitgebern 
des 'öffentlichen DiE;!~st~s über die 
ne~en T~~if~b~chiüsse vel7h~lldelt. 
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,Menschen 2. Klasse' 
oder Mitarbeiter? 

An der Universität Frankfurt, 
einschließlich der Humanmedizin. 
arbeiten einige hundert ausländiscbe 
Arbeitnehmer: die "Gastarbeiter". Sie 
werden angeworben, weil der Markt 
inländischer Arbeitskräfte erschöpft 
ist. 

Sie arbeiten hart und werden oft 
für niedrige und dreckige Arbeiten 
gebraucht, für welche Einheimische 
überhaupt nicht zu bekommen sind: 
wie zum Beispiel das Reinigen der 
Toiletten, sie urbeiten in der Zentral­
wäscherei, in den Küchenbetrieben, 
in den Grünanlagen der Universität, 
auch blieben im Klinikum die Kran .... 
,ken ohne Pflege, wenn wir keine aus-
ländü:;chen Arbeitskräfte mehr be­
kämen. 

Sie sind in unserem Universitäts­
leben als unverzichtbarer Arbeits­
faktor eingegliedert, und ihnen wird 
ein hohes Pflichtgefühl sowie eine 
gute Arbeitsmoral bescheinigt. 

Doch als Menschen stehen sie a.b­
seits, werdE:!O sogar bei uns an der 
Universität zum Teil als '"Menschen 
zweiter Klasse" behandelt. Da hinter 
ihnen als ständige Drohung die Aus­
weisung und ein diskriminierendes 
Ausländergesetz stehen, können öder 
wollen sie ihre Interessen nicht wahr­
nehmen. 

bringend notwendig wäre da eine' 
Bestandsaufnahme, wie unsere aus­
ländischen Mitarbeiter wohnen, in 
welche Schulen und Kindergärten 
ihre Kinder gehen, oder was die Uni­
versität für unsere aUSländischen Kol- _ 
leg innen und Kolleger.. tun könnte, 
(z. B. Weiterbildung), um die hier ar­
beitenden und lebenden Ausländer 
aus ihrer Minderbehandlung und Iso­
lierung herauszuholen. Auch für diese 
Mitarbeiter der Frankfurter Univer­
sität müssen die Grundrechte unseres 
freien und sozialen Rechtsstaates 
gelten. Wolfgang Lakomy 

Die soziale Lage 
der verheirateten Studenten 
Der Geschäftsführer des Frankfurter 
Studentenwerks, Gerhard Kath, hat 
1971 im Auftrag des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft eine 
Studie über die soziale Lage der ver­
heirateten Studenten angefertigt. 
Im Rahmen der Untersuchung wur­
den die ausgefüllten Bogen von 2414 
verheirateten deutschen Studieren­
den aus Frankfurt, Braunschweig, 
Karlsruhe, Kiel und Tübingen ausge­
wertet. Hier die wichtigsten Ergeb­
nisse der Studie: 15 Prozent (oder 
51000) aller deutschen Studierenden, 
die im Sommersemester 1971 an wis­
senschaftlichen .Hochschulen der BRD 
eingeschrieben waren, sind verheira­
tet. Kinder hat knapp die Hälfte von 

Aus Mitteln der Stiftung Volks­
wagenwerk konnten Ende vergan­
genen Jahres .die Arbeiten für zusätz­
liche Labor- und Werkräume im 
Institut für' Bienenkunde der Univer­
sität Frankfurt begonnen werden. 
Außerdem entsteht zur Zeit noch ein 
großer Flugraum, in dem unabhängig 
von der Jahreszeit experimentiert 
werden kann. Nach Fertigstellung der 
Bauarbeiten wird das Institut über 
430 m 2 nutzbare Arbeisfläche verfü­
gen, davon 250 m2 Labor- und Ar­
beitsräume, der Rest Versuchsräume 
und Werkstätten. 

ihnen. Etwa Dreiviertel aller Studen­
tenhaushalte verfügen über ein mo­
natliches Nettoeinkommen zwischen 
900 und 1500 Mark. Ein Problem für 
viele verheirateten Studenten, beson­
ders mit Kindern, sind die mangel­
haften Wohnverhältnisse beziehungs­
weise die Belastung durch hohe Mie­
ten. Bei 19 Prozent der Studierenden 
mit Kindern wohnt beispielsweise die 
Familie nicht zusammen und 25 Pro­
zent der Studentenehepaare mit Kin­
dern zahlen monatlich eine Miete von 
über 305 Mark. 
Die Studie über die soziale Lage der 
verheirateten Studenten ist als Bun­
desdrucksache (Nr. VI/2864) erhält­
lich. 

Die Deutsche Forschungsgesel1schaft 
(DFG) hat der Öffentlichkeit die 
Beiträge eines Kolloqiums über For­
schungsplanung vorgelegt, um den 
Prozeß der Meinungsbildung in der 
DFG zu Methoden neuer Planungs­
und Entscheidungstechniken sichtba­
rer zu machen. Die in der Schrift 
"Forschungsplanung" zusammenge­
faßte Beiträge umfassen Fragen der 
EntWicklung eines gesamtgesell­
schaftlichen Systems, der Methoden 
zur Prioritätenfindung wie auch die 
Darstellung praktischer Planungs­
aufgaben und des Einsatzes von EDV­
Systemen. 

Zum "Fall" Dr. Mausbach 
An anderer Stelle dieser Ausgabe 
wird zum "Fall" Mausbach Stellung 
genommen. Daher erscheint es not­
wendig, einige wichtige Feststellun­
gen aus einer Sonderausgabe des 
UNI-REPORT vom 25. 1. 1972 zu wie­
derholen. 
Dr. Mausbach war von Anfang an 
mit der Befristung seines Arbeitsver­
trages bis zum Abschluß der Fach­
arztausbildung einverstanden. Be­
reits in seinem Bewerbungsschreiben 
VOm 6. 2. 1971 heißt es: " ... daß ich 
gegen, eine allenfalls erwünschte Be­
fristung der Anstellung nur bis zur 
Facharztanerkennung nichts einzU­
wenden hätte." Auch in einer Be­
sprechung am 12. 5. 1971 hatte Dr. 
Mausbach sich mit der Befristung 
seines Arbeitsvertrag,es einverstan­
den erklärt, wie aus dem Protokoll 
hervorgeht, das auch Dr. Mausbach 
erhalten und dem er nicht wider­
sprochen hatte. Es wurde am 14. 7. 
1971 im Wortlaut der Presse überge­
ben, als Dr. Mausbach kurz vor sei­
nem Dienstantritt behauptete, nie­
mals mit einer Befristung einver­
standen gewesen zu sein. 
Obwohl Dr. Mausbach wußte, daß 
sein Vertrag zum 14. 1. 1972 auslief, 
nachdem er im Dezember die Fach­
arztanerkennl1ng erhalten hatte, 
stellte er erst zwei beziehungsweise 
sieben Tage vor Ende der Frist ver­
schiedene Anträge . auf Wi~dereiri­
stellung: Naturgemäß "konrite über 
diese Anträge so schnell nicht ent­
schiec:l.en werden. 

Daß Dr. Ma.usbach keineswegs vom 
Universitätsklinikum politiSCh ver­
folgt wird, kann man . daran sehen, 
daß ein anderer Arzt, der in der glei­
chen Sendung wie Dr. Mausbach ge­
nauso kritische Äußerungen abgab, 
unangefochten i'm Klinikum arbeitet. 
Er wurde inzwischen zur überleitung 
als Dozent vorgeschlagen. 
Behauptungen, Krankenstationen 
seien wegen Ärztemangel geschlos­
sen, sind unzutreffend. Im Klinikum 
gibt es keinen Ärztemangel. Daher 
können auch bei weitem nicht alle 
Ärzte, deren Facharztausbildung ab­
geschlossen ist, im Klinikum verblei­
ben. 

UNI-REPORT 
Zeitung der Universität Frankfurt. 
Herausgegeben von der Presse- und 
lnformationsstelle der Johann- Wölf­
gang-Goethe- Uni versität Frankfurt, 
6 Frankfurt 1, Senckenberganlage 31, 
Telefon 798-2531 oder 2472. Fern­
schreibanschluß 0413932 unH d. Re­
daktion U. Günther. 

UNI-REPORT erscheint alle 14 Tage 
am Donnerstag, mit Ausnahme der 
Semesterferien; Die Auflage von 20000 
E~emplaren wird an die Mitglieder 
der Universität Frankfurt verteilt. 
Zur. Zeil ist die Ahzeigenpreisliste 
Nr.3 vom 1. 10. 1971 güitig. - Druck: 
Union-Druckerei, 6 Frankfurt a. M. 
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Wissenschaftliches Zentrum für Umweltforschung 
nie Senatskommission zur Vorbereitung der Errichtung eines wissenscha.ft­
lichen Zentrums für Umweltforschung hat dem Senitt jetzt eine Vorlage 
eingereicht, in der sie empfiehlt, die Möglichkeiten für Umweltforschung an 
der Universität zu schaffen, beziehungsweise zu verbessern. Da "ein Wissen­
schaftliches Zentrum nach § 26 BUG für die Arbeit an Umweltproblemen die 
beste Organisationstorm für die Universität Frankfurt darstellt" bittet die 
Kommission den Senat, dem Präsidenten zu empfehlen, mit Zusti~mung des 
Ständigen Ausschusses für Organisationsfragen, ein Wissenschaftliches Zen­
trum für Umweltforschung zu errichten. 

In der Vorlage wird als Erläuterung 
und Begründung ausgeführt: 
"Entwicklung der Technologie, Be­
völkerungswachstum, Verstädterung 
und Organisation des wirtschaft­
lichen Produktionsprozesses sind 
Hauptursachen für das immer drin­
gender werdende Umweltproblem. 
Daraus ergeben sich Folgen für die 
an der Erforschung zu beteiligenden 
Wissenschaftszweige. 

Das Umweltproblem ist zu einem 
wichtigen Diskussionsgegenstand im 
politischen und wissenschaftlichen 
Bereich geworden. Die Dringlichkeit 
des Problems "Umweltschutz" hat 
bereits zu zahlreichen Aktivitäten 
und Programmen auf Bundes- und 
Länderebene geführt, unter denen 
die Förderung der Umweltforschung 
vorrangig behandelt wird. Diese For­
schung wird betrieben werden in pri­
vatwirtschaftlichen Instituten (der 
Industrie), in Sonderinstituten des 
Bundes und der Länder und an den 
Hochschulen. In Anbetracht der zu 
erwartenden beträchtlichen Förde­
rungsmittel sind bereits an vielen 
Hochschulen Pläne und Projekte zur 
Einrichtung von Umweltforschung in 
Arbeit. Die gegenwärtige Diskussion 
von Umweltproblemen konzentriert 
sich heute weitgehend auf die Dar­
stellung von Schäden, die in mensch­
lichen und pflanzlichen Lebensberei­
chen aus folgenden Belastungsarten 
erwachsen: 1. Boden (Erosion, Dün­
ger, Abbau usw.); 2. Wasser (Indu­
strieabwässer, Öl usw.); 3. Feste Ab­
fallstoffe (Haushalt- und Gewerbe­
müll, Klärschlamm, Autowrack:s, Rei-

fen usw.); 4. Luft (Industrieabgase, 
Autoabgase, Heizung, Staub usw.); 
5. Lärm (Alltagslärm, Verkehrslärm, 
Industrielärm, insb~sondere Bau­
lärm); 6. Flächennutzung, Siedlung, 
Klima (Zersiedlung, Mikroklima­
umwandlung usw.). 
Eine derartige Ausrichtung der Um­
weltdiskussion schlägt sich nieder in 
dem Katalog der am häufigsten ge­
nannten Probleme (und der zur Lö­
sung heranzuziehenden Wissenschaf­
ten). 
1. Neuentwicklung von Produktions­
und Schutztechnologien zur Abwehr 
von Umweltgefahren; 
2. Erforschung der Belastbarkeit des 
Landschaftshaushai tes; 
3. Feststellung und Festsetzung von 
Toleranzen und Gefährdungsschwel-

Quartier Latin 
Quartier Latin - das Faschingsfest 
der Studentenscha.ft findet in diesem 
Jahr 30m 4. und 5. Februar in den 
Räumen des Hörsaalgebäudes statt. 

len für organisches Leben durch 
Um wel tgefahren. 
Die an verschiedenen Hochschulen 
der BRD vorgesehenen Forschungs­
bereiche für Umweltprobleme liegen 
demnach schwerpunktmäßig auf fol­
genden Gebieten: Biologie, Geogra­
phie, Medizin, Naturschutz und Tech­
nologie. 

Im Fachbereich WirtschaftswiJsenschaften (Institut für Verkehrswis­
senschaft) ist zum 1. Mai 1972 die Stelle einer 

Sekretärin 
zu besetzen (Vergütung nach BAT VII und sonstige Vorteile des öffent­
lichen Dienstes). Der Tätigkeitsbereich erstreckt sich auf die üblichen 
sekretariatsarb~iten. , eine~ kl~inen ab~r m.oder.n eingericQ .. teten Uni ver­
sitätsinstituts. Wir' l:lij~~!t IJ;ttelf~ssenten, mi4'lns ei:n . uhverbindliches 
Gespräch zu vereinbaren. Anschrift: Institut für Verkehrswissenschaft 
- Wirtschaftswissenschaftliche Abteilung - Frankfurt a. M., Sencken­
berganlage 31, VI, Telefon: 7 98 22 88. 

Am Institut für Petrologie, Geocltemie und Lagerstättenkunde (Fach­
bereich Geowissenschaften) der Universität Frankfurt am Main ist die 
Stelle eines 

Feinmechaniker-Meisters (BAT VIb) 
zu besetzen. Der Bewerber soll den begonnenen Ausbau der Werkstatt 
weiterführen und in Zusammenarbeit mit den Mitgliedern des Instituts 
die anfallenden technischen Probleme selbständig bearbeiten können. 
Ausreichende Zeit zur Einarbeitung wird gegeben. Bewerbungen mit 
den üblichen Unterlagen sind bis zum 10. Februar 1972 an das Institut 
für Petrologie, Senck:enberganlage 28, zu richten. 

An der ' JWG-Universität ist im Fachbereich Neuere Philologien am 
Englischen Seminar eine Stelle als 

Wissenschaftlicher Bediensteter (BAT 11) 
zu besetzen. Aufgaben : Proseminar-Veranstaltungen im literaturwis­
senschaftlichen Bereich 'der Anglistik; Mitarbeit bei der Durchführung 
von Forschung und Lehre innerhalb der literaturwissenschaftlichen 
Abteilung des Englischen Seminars. 
.Bedingungen.: abgeschlossenes Hochschulstudium, Interesse an Gegen­
ständen und Problemen der Literaturwissenschaft. Bewerbungen mit 
den üblichen Unterlagen und detaillierten Vorschlägen für zwei Pro­
seminare werden bis zum 15. Februar 1972 an die Geschäftsführung 
des Englischen Seminars, Frankfurt am Main, Kettenhofweg 130, 
erbeten. 

Im Fachbereich Klassische Philologie und Kunstwissenschaften der Uni­
versität Frankfurt am Main sind für das Dekanat 

lInspektor-(Oberinspektor-)Stelle A 9/ A 10 
sowie 

1 Sekretärin stelle BAT VI b 
zu besetzen. Gesucht werden erfahrene Kräfte. Kenntnis des Englischen 
und des Französischen el'forderlich. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen an den Dekan des Fach­
bereichs, Prof. Dr. H. Eisenberger, Frankfurt am Main, Mertonstraße 17. 

In der Psychiatrischen und Neurologischen Universitätsklinik (Abteilung 
Datenverarbeitung, Planung und Organisation) ist ab sofort die Stelle 
einer/eines 

. Mathematikers(in)/Systemanalytikers(in)/ 
Systemprogrammierers(in) (BAT IIa) 

zu besetzen. Die Bewerberin oder der Bewerber sollte in der Lage sein, 
ein bestehendes Dokumentations- und Auswertungssystem für die Be­
nutzung auf der UNIV AC 1l08-Rechenanlage der JWG-Universität im 
EXEC-VIII-Betriebssystem zu modizifieren, zu pflegen und nach Be­
nutzerwünschen zu ergänzen bzw. neue Programme, die sich an der 
Entwicklung der Datenverarbeitung in der Medizin orientieren, selb­
ständig zur Benutzerreife zu entwickeln. Promotion im Fachbereich 
fIumanmedizin ist nach dem Entwurf einer neuen Promotionsordnung 
möglich. 
Bewerbungen richten Sie bitte an den Direktor der Klinik, PrOfessor 

. Di. Bochrük, Frankfurt am Maih, Heinrich-Hoffmann-Straße 10. 
Telefonische Auskünfte unter 6301, 5260 oder 5438. 

Ohne Frage sind die Forschungsbe­
mühungen zur Behandlung des Um­
weltproblems, die von diesen Berei­
chen ausgehen, von zentraler Bedeu­
tung. Es wäre aber gefährlich, zu 
übersehen, daß die Umweltprobleme 
weitgehend durch Aktivitäten und 
Verhaltensweisen in der industriellen 
Gesellschaft entstanden sind, die dar­
auf angelegt waren, die vitalen Be­
dürfnisse der Bevölkerul').g zu decken, 
heute aber teilweise in ihren (Neben-) 
Wirkungen diese bereits gefährden: 
"Umweltgefahren entstehen heute 
i.nsbesondere dort, wo privates Profit­
und Konsumstreben realisiert wer­
den können, ohne daß die Verursacher 
für die Kosten zur Vermeidung und 
Beseitigung der Umweltschäden auf­
kommen. Die Verantwortlichkeit der 
Produzenten für die Auswirkungen 
ihrer Produktionsmethoden und ihrer 
Erzeugnisse auf den Menschen und 
seine Umwelt darf nicht am "Ende 
des Fließbandes" aufhören. Die Ver­
antwortlichkeit der Konsumenten für 
die Auswirkungen ihres Konsums 
darf nicht mit dem Konsum aufhören" 
(Aktionsprogramm Umwelt). Eine 
systematische Bestandsaufnahme der 
Umweltprobleme sowie eine Abwehr 
der unmittelbaren Gefährdung auf 
technologischer Basis ist demnach 
nicht hinreichend. Notwendig wird 
gleicherweise eine Analyse der Ur­
sachen im gesellschaftlichen, wirt­
schaftlichen und sozialen Bereich, 
welche überleiten muß zu einer 
lebensnotwendigen Änderung von 
Verhaltensweisen, deren Richtung 
und Ausmaß durch den heutigen 
Stand der Technologie mitbestimmt 
wird." 
Als Forschungsschwerpunkte und 
Aufgabenbereiche werden in der 
Vorlage genannt: 
" ... 3. Daraus ergibt sich für Frank­
furt die wichtige Komplementärfunk­
tion für die Gebiete Naturwissen­
schaften, Medizin und Sozialwissen­
schaften. Die Fragestellungen dieser 

Am 16. April 1972 ist die Stelle 
eines 

Inspektors (A 9/10) 
beziehungsweise 

... - r . ... r·\ ~ rr 1':\ ~ rt 
Verwaltungsangestel1ten" 
(BAT Vb) 

im Dekanat des Fachbereichs Re­
ligionswissenschaften, Varren­
trappstraße 47, Telefon 7983538, 
zu besetzen. Bewerbungen bis 
zum 31. Januar 1972. Bewerbun­
gen von Beamten des mittleren 
Dienstes sind möglich, sofern die 
11. Verwaltungsprüfung bestan­
den ist, beziehungsweise, wenn 
beabsichtigt ist, einen Verwal­
tungslehrgang II zu besuchen. 

Die Sektion Sportwissenschaften 
der Johann - Wolfgang - Goethe­
Universität Frankfurt am Main 
sucht ab sofort eine halbtägige 

Schreibkraft 
(nachmittags) für Bürotätigkeit. 
Bewerbungen mit Vorstellung im 
Seminar für Didaktik der Leibes­
erziehung, Frankfurt am Main, 
Senckenberganlage 9. 

Ein der Universität angeschlos­
senes wissenschaftliches Institut 
sucht zum 1. April 1972 eine nette 
jüngere 

Sekretärin 
für abwechslungsreiches selb­
ständiges Arbeitsgebiet. Wir 
bieten ein Team netter Kollegen 
und leistungsgerechte Bezahlung. 
Bitte rufen Sie uns an unter 
7982669. 

Im Tutorenprogramm des Fach­
bereichs Wirtschaftswissenschaf -
ten sind · noch einige Stellen für 
akademische und studentische 

Tutoren 
zu besetzen. Interessenten erfah­
ren nähere Einzelheiten im Büro 
des Tutorenprogramms, Dante­
straße 9, Telefon 7 98 28 86. 

Im Dekanat des Fachbereichs 
Physik ist die Stelle einer 

Schreibkraft (BAT VII) 
ab 1. Februar 1972, spätestens bis 
1. März 1972, zu besetzen. Bitte 
rufen Sie uns an unter Telefon 
7982331 oder'senden Sie Ibre Be­
werbun,g an das In'stitut für Theo­
retische Physik, Frqnkfurt am 
Main Eofuert-Mayer7 Straße 8, 
I." Sto'~k, Zimmer 114. ' 

Gebiete s~nd für die Umweltforschung 
sehr bedeutend und bisher weniger 
berücksichtigt worden. Sie bieten sich 
sachlich gerade von den Gegebenhei­
ten der Frankfurter, Universität in 
Abstimmung mit den Umweltaktivi­
täten an anderen hessischen Hoch­
schulen an. Die Kommission hat fest­
gestellt, daß in Frankfurt bereits 
zahlreiche (Einzel)projekte zur Um­
weltforschung in Arbeit sind." 

Der Aufgabenkatalog umfaßt fol­
gende Punkte: 
1. Koordination von Forschungspro­
jekten und Lehrveranstaltungen; 
2. Sammlung und Austausch von In­
formationen; 
3. Initiierung von Forschungsprojek­
ten und deren Mittelbeschaffung; 
4. Möglichkeiten für Diplom- und 
Promotionsforschung. 

•• 
Auf Expedition in Athiopien 
Unter der Leitung von Prof. H. 
Berckhemer und Dr. Baier (beide 
Fachbereich Geowissenschaften der 
Universität Frankfurt) soll in dem 
Afar-Gebiet von Äthiopien ein unge­
wöhnliches geophysikalisches For­
schungsprojekt durchgeführt werden. 
Insgesamt zwölf Universitäten der 
Bundesrepublik und das geophysika­
lische Institut der Haile-Selassie'" Uni­
versität sind daran beteiligt. Die zehn 
Teilnehmer der Universität Frank­
furt, der Expeditionsarzt und ein 
Kameramann, flogen am 22. Januar 
nach Äthiopien. Grund der Expedi­
tion: seismische Untersuchungen. Es 
handelt sich dabei um die Durch­
strahlung der Erdkruste mit künst­
lichen seisrrüschen Wellen im Afar­
Tiefland, das eine Schlüsselposition 
zur Klärung von Fragen der Konti­
nentbewegung und der Entstehung 
neuer Ozeane darstellt. So sprechen 
beispielsweise Indizien dafür, daß 
sich Arabien und Afrika wegen einer 
Verbreiterung des Roten Meeres und 
des Golfs von Aden um jährlich etwa 
ein bis zwei Zentimeter voneinander 
entfernen. Nach verschiedenen Unter­
suchungen in den vergangenen Jah­
ren verspricht man sich von der jetzt 
geplanten seismischen Tiefensondie-'-

Bei der Sektion Sportwissenschaf­
ten der Universität Frankfurt am 
Main ist ab sofort die Stelle einer 

Schreibk~a~t 
im Angestelltenverhäftnis B~ T~ 
zu besetzerl. Wufglilieh:1Stenot tin'd 
wissenschaftliche Schreibarbeiten, 
Vervielfältigungen. Der Arbeits­
platz wird ca. ab 1. April 1972 in 
einem Institutsneubau eingerich­
tet. Bewerbungen sind bis zum 
4. Februar 1972 zu richten an das 
Institut für Leibesübungen, Frank­
furt am Main, Frauenlobstraße 5. 

rung die detailliertesten Informatio­
nen über die physikalische Struktur 
der Erdkruste und des darunterlie­
genden Erdmantels. Mit fünfzehn 
modernsten Meßapperaturen wird die 
Forschungsgruppe die von den Spren­
gungen ausgehenden seismischen 
Wellen registrieren. In dem nur von 
einigen Nomadenstämmen bevölker­
ten heißen Tiefland fehlen jegliche 
Versorgungsmöglichkeiten, was für 
die Gruppe erhebliche organisatori­
sche und technische Probleme mit 
sich bringt. Mit 40 Geländewagen 
wird die Gruppe Ende des Monats in 
das schwer zugängliche Gebiet auf­
brechen, wo dann bereits in beweg­
lichen Camps die ersten Auswertun­
gen vorgenommen werden. 

Termine 
27. Januar 1972, 15.15 Uhr Fachbe­
reichskonferenz des Fachbereichs 
Humanmedizin im Personalkasino. 
2. Februar 1972, Sitzung des Kon­
vents, H 12, 9 Uhr c. t. 

An der Pilotstation für Luftrein­
haltung (Forschungsvorhaben des 
Bundesministers des Innern) im 
Institut für Meteorologie und Geo­
phy,sik ist die Stelle eines 
,j Chemikers ' .,rt'.I . 

mit abgeschlassener Höcnschulbil­
dung, möglichst Promotion, zu 
besetzen. Die Vergütung erfolgt 
nach BAT II a/I b. Bevorzugt wer­
den Bewerber mit Kenntnissen auf 
dem Gebiet der Mikroanalytik. 
Bewerbungen werden bis 10. Fe­
bruar 1972 an Prof. Dr. H. W. Ge­
orgii, Frankfurt am Main, Feld­
bergstraße 47, erbeten. 

Am Englischen Si!minar ist ab 1. März 1972 die Stelle einer 
Wissenschaftlichen Hilfskraft 

ohne Abschluß zu besetzen. Aufgabenbereich: Mithilfe bei der Vorbe­
reitung von Forschung und Lehre in der linguistischen Abteilung. Vor­
aussetzung: Grundkenntnisse in der Linguistik sind erwünscht, das 
hauptsächliche Interessengebiet der Bewerber sollte ebenfalls in diesem 
Bereich liegen. Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden bis 
zum 1. Februar 1972 an die Geschäftsführung des Englischen Seminars, 
Frankfurt am Main, Kettenhofweg 130, erbeten. 

Im Fachbereich Klassische Philologie und Kunstwissenschaften der Uni­
versität Frankfurt sind am Institut für Volkskunde zum 1. März 1972 
zwei Stellen für 

Wissenschaftliche Bedienstete (BAT 11 a) 
zu besetzen. Abgeschlossenes Hauptfachstudium der Volkskunde (Euro­
päische Ethnologie) wird vorausgesetzt. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen bis zum 1. Februar 1972 an 
den Dekan des Fachbereichs Klassische ~hilologie und Kunstwissen­
schaften der Universität Frankfurt am Main, Gräfstraße76. 

Im Fachbereich Rechtswissenschaft der Johann Wolfgang Goethe-Uni­
versität - Professur für Strafrecht - ist ab 1. April 1972 die Stelle 
einer 

Sekretärin nach BAT VI b 
zu besetzen. Verlangt werden perfekte Kenntnisse in Stenografie und 
Maschinenschreiben sowie allen vorkommenden Büroarbeiten. Außer­
dem sind gute Kenntnisse in der englischen Sprache erwünscht. Bewer­
bungen werden mit den üblichen Unterlagen bis zum 31. Januar 1972 
an das Dekanat des Fachbereichs Rechtswissenschaft (Senckenberg­
anlage 31) erbeten. 

Am Englischen Seminar ist ab 1. März 1972 die Stelle einer 
WissenschaftlichEm Hilfskraft 

ohne Abschluß zU besetzen. Aufgabenbereich: Bibliotheksaufsicht, all­
gemeine Aufgaben bei der Durchführung des Lehrbetriebs. Bewerbun­
gen mit den üblichen Unterlagen werden bis zum 1. Februar 1972 an die 
Geschäftsführung des Englischen Seminars, Frankfurt a. M., Ketten­
hofweg 130, erbeten. 

Am Institut für Meteorologie und Geophysik ist die Stelle einer 
Chemisch-technischen Assistentin 

zu belletzen, die im Sonderforschungspereich .. Atmosphäri~G1e Spuren w 

stoffe" mitarbeiten soll. Dte Vergütung erfolgt naeh BAT VIb. 'Bewer­
bungen sind zu richten alt Prof. I!>r. H. W. Georgü, Frankfurt 'am Ma.in, 
Feldbergstraf3e 47. 
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Mitbestimmung der Studenten 
an den Universitäten in anderen Ländern 
Im Akademischen Dienst (herausge­
geben von Berthold Martin, Bundes­
tagsabgeordneter) erschien kürzlich 
ein Artikel über die Studentische 
Mitbestimmung in verschiedenen an­
deren Ländern, aus denen wir die 
folgenden Passagen hier veröffent-
lichen: ' 

Einer der Hauptstreitpunkte bei der 
gegenwärtigen parlamentari,schen 
Beratung des Hochschulrahmengeset­
zes zwischen Bundesregierung bzw. 
SPD/FDP-Fraktion auf der einen und 
CDU/CSU-Fraktion auf der anderen 
Seite, ist die Frage der studentischen 
Mitwirkung an der Selbstverwaltung 
der Hochschulen. 
Ein Blick auf die entsprechenden Re­
gelungen in ausländische Hochschul­
gesetze scheint recht aufschlußreich. 
Das Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft hat auf Wunsch des 
Rechtsausschusses des Deutschen Bun­
destages die Hochschulgesetze und 
Gesetzentwürfe der letzten Jahre einer 
ganzen Reihe von ausländischen 
Staaten im Hinblick auf die Form der 
studentischen Mitwirkung in di.esen 
Ländern geprüft und eine entspre­
chende Aufzeichnung vor kurzem 
dem Rechtsausschuß übersandt. 

1. Österreich 
Nach dem Wortlaut des Diskussions­
,entwurfes des österreichischen Bun­
desministers für Wissenschaft und 
Forschung vom Januar 1971 be­
stimmt sich die zahlenmäßige Zu­
sammensetzung des Senats, dem die 
Leitung der Universität sowie die 
Pl>anung, Koordinierung und Kon­
trolle des wissenschaftlichen For­
schungs- und Lehrbetriebes obliegt, 
u . a . auch aus der Zahl der Fakultäten. 
In Wien zum Beispiel werden 21 Pro­
fessoren und 11 Angehör1ge des Mit­
telbaues, 10 Studenten und 5 Leitern 
von wissenschaftlichen und admini­
strativen Einrichtungen gegenüber­
stehen. 
Die Institutskonferenz, die Studien­
kommission und auch das Fakultäts­
kollegium sind drittelpari.tätisch zu­
sammengesetzt (ordentliche Profes­
soren - wissenschaftliche Mitarbei­
ter einschliemlich aller , p)1ivejßjjM~­
lehrer, di~ Flicht ordentliche Professo­
ren sind - Studenten1. Von besonde­
rer Bedeutung ist das Fakultätskol­
legium, das u. a. zuständig ist für die 
Koordinierung der Lehr- und For­
schungstätigkeit der Institute, für 
Studien- und Prüfungsfragen sowie 
für Berufungs- und andere PersC}nal­
fra,gen, wozu auch der Antrag auf 
Erteilung eines Lehr,auftrags, "die 
Veranstaltung von Hochschulkursen 
und Hochschullehrgängen" und "die 
Leitung größerer Forschungsprojek­
te" gehören, kommt hier aber ein Be­
schluß nicht ' zustande, wenn die 

Letzter Abgabetermin für Anträge 
auf Gradulertenförderung, sofern 
die Förderung noch für 1972 be­
antragt wird: 4. Februar 1972. 

Mehrheit der ordentlichen Professo­
ren gegen ihn gestimmt hat. Trotz 
einer weitgehend vorhandenen Drit­
telparität ist also die studentische 
Mitbestimmung in Berufungs- und 
Forschungsfragen stark einge:.. 
schränkt. 

2. Schweiz - Kanton Genf 
Nach dem noch in der parlamenta­
rischen Beratung befindlichen Ent­
wurf eines Universitätsstruktur- und 
Organisationsgesetzes gibt es drei 
zentrale Kollegialorgane : das Direk­
torium, den Universitätsrat und den 
Senat. Nur im Universitätsrat, der im 
wesentlichen eine beratende Funk;.. 
ti on hat, ist eine Mitwirkung der Stu­
denten im Verhältnis 2 : 1 : 1 vorge­
sehen. In den eigentlichen Leitungs­
organen, dem Direktorium und dem 
Senat, sind die Studenten nicht mit­
wirkungsberechtigt, Darüber hinaus 
kann für bestimmte Gruppen der 
Hochschulangehörigen die Wählbar­
keit durch Rechtsverordnung einge­
schränkt werden. Das gilt zum Bei­
spiel für die Wahl zu den Gremien, 
die für Berufungsvorschläge zustän­
dig sind. 
In den Fakultäten, Sektionen und De­
partements ist die Selbstverwaltung 
und die Mitwirkung der Studenten 
noch durch Rechtsverordnung "nacb 
dem Schema der zentralen Verwal­
tung" zu regeln. 

3. Frankreich 
Nach dem Gesetz 'Von 1968 wirken 
im Hochschulrat als dem zentralen 
Kollegialorgan und dem Rat der Ein­
heiten für Lehre und Forschung auch 
die Studenten mit. Grundsätzlich 

muß erber die Zahl der Vertreter der 
Hochschullehrer in den Gremien 
mindestens 50 groß sein wie die der 
Vel'itreter der Studenten. Innerhalb 
der Gruppe der Hochschullehrer 
müssen den ProfessCJren mindestens 
60 Prozent der Sitze zustehen. Die 
Auswahl bzw. Berufung der Hoch­
schullehrer sowie die Prüfung der 
persönlichen Voraussetzungen, die 
sich auf.die Einstellung und die Lauf­
bahn des Personals beziehen, ist Sa­
che von OI1ganen, die ausschließlich 
aus Hochschullehrern und gleichge­
stellten Personen wie der zu Beru­
fende bestehen. Die F,estsetzung der 
Forschungsprogramme und die Ver­
wendung der entsprechenden öffent­
lichen Mitteln obliegt ausschließlich 
b.esonderen Gremien (conseils seien­
tifiques), denen nur Hochschullehrer, 
Forscher von gleichem Rang und auf 
Grund besonderer wissenschaftlicher 
Sachkunde . ausgewählte Personen 
angehören dürfen. 

4. Niederlande 
Nach dem Universitätsverwaltungs­
reformgesetz vom 9. Dezember 1970 
gibt es eine - wenn auch recht un­
terschiedliche - Mitbestimmung der 
Studenten in den einzelnen Gre­
mien. So haben im Universitätsrat 
die Studenten die gleiche Anzahl Sit­
ze wie das wissenschaftliche und das 
nichtwissenschaftliehe Personal. Hin­
zu kommen hier aber noch zu ein 
Sechstel Persönlichkeiten des öffent­
lichen Lebens außerhalb der Univer­
sität. Dem Verwaltungskollegium, 
dem die laufende Verwaltung und 
u. a. die Vorlage von Berufungsvor­
schlägen obliegt, gehören Studenten 
niCht an. ' 
Der Fakultätsrat, dem die Or,ganisa­
ti on und Koordination von Lehre und 
Forschung obliegt, setzt sich minde­
stens zur Hälfte aus dem wissen­
schaftlichen Personal zusammen~ 
Der Rest der Sitze verteilt sich auf 
die Studenten und das nichtwissen­
schaftliehe Personal. Von der Bera­
tung von Berufungsempfehlungen 
sind die Studentenvertreter nicht 
ausgeschlossen. Die wesentlich.~ Vor­
arbeit wiv.d jedoch in einem beson­
d~r~r't .aU$S~huJl ~~$ ' 'täkultätsrats 
geleistet, dem keine St\J('tenten ange­
horen. 1!:ine weitete Einschränkun~ 
der studentischen Mitbestimmung 
besteht darin, ' daß Studenten im 
1. Semester kein aktives Wahlrecht 
haben. 

5. Italien 
Nach dem derzeitigen Stand des noch 
in der' parlamentarischen Beratung 
befindlichen Universitätsreformge­
setzes sind im Universitätsrat und 
dem Universitäts-Verwaltungs aus­
schuß, den beiden zentralen Kolle­
gialorganen, zu 35 Prozent Studenten 
vertreten. Im Fachbereichsrat, als 
der Grundeinheit für Forschung und 
Lehre, haben die Studenten 25 Pro­
zent der Sitze gegenüber 50 Prozent 
der Dozenten. Allerdings gibt es 
keine Mitwirkung der Studenten bei 
der Berufung von Hochschullehrern. 
6. Schweden 
Das Universitätskanzleramt, die zen­
trale Behörde für alle Hochschulen, 
hat für "Versuche mit neuen Formen 
der Zusammenarbeit" ohne Ände­
rung der zur Zeit noch geltenden 
Universitätsordnung von 1964 eine 
Reihe 'von Modellen zugelassen. 
Während nach geltendem Recht im 
Konsistorium (zentrales Leitungs­
organ) keine Studenten sitzen, sind 
auf Grund der Anordnung des Uni­
versitätskanzleramtes nunmehr zum 
Beispiel in einigen Universitäten eine 
geringe Zahl von Studenten mitwir­
kungsberechtigt. Auch für die Fakul­
täten und Abteilung~n hat das Uni­
versitätskanzleramt eine Reihe von 
Modellen zur Erprobung der Mitwir­
kung von Studenten und Vertretern 
anderer Personengruppen vorge­
schlagen; bisher bestehen die Fakul­
täten nur aus den ihnen angehören­
den "ordentlichen Lehrkräften". In 
Berufungsangelegenheiten wirken 
nach der Universitätsordnung keine 
Studenten mit. Eine Mitwirkung der 
Studenten auf Fakultätsebene ist 
lediglich in den Ausbildungsaus­
schüssen"" .vorgesehen, die an jeder 
Fakultät eingerichtet werden sollen. 
Auch auf Institutsebene bilden nur 
die zum Institut gehörenden Hoch­
schullehrer das Kollegium. In be­
stimmten Angelegenheiten sollen je­
doch auch die "von der Angelegen­
heit betroffenen" Assistenten an der 
Beratung und Beschlußfassung teil­
nehmen, ferner zwei Vertreter "der 
von der Angelegenheit betroffenen 
Studierenden" . 

7. Dänemark 
Nach dem Gesetz über die Neuord­
nung der Leitung und Verwaltung 

der dänischen Universitäten vom 
4. Juni 1970 haben die Studenten im 
zentralen Kollegialorgan und im Fa­
kultätsrat ' ein Drittel der Sitze. Für 
die Behandlung von Bewerbungen 
für "wissenschaftliche Stellen", für 
die Beurteilung wissenschaftlicher 
Arbeiten zum Erwerb akademischer 
Grade sowie für Fragen der Ver­
leihung der Lehrbefugnis setzt der 
Fakultätsrat von Fall zu Fall "fach­
kundige Ausschüsse" ein. über deren 
Zusammensetzung sagt das Gesetz 
nichts. Die Ausschüsse geben dem 
Fakultätsrat Empfehlungen. Auch im 
Institutsrat, in dessen Zuständigkeits­
bereich die Forschungstätigkeit in 
den einzelnen Fächern fällt, sind die 
Studenten vertreten. Die Einzelheiten 
der Vertretung des übrigen Personals 
und der Studenten werden jedoch 
nach Richtlinien des Konsistoriums 
vom Fakultäts- oder Fachrat festge.: 
legt. In den Studienausschüssen, die 
über Studieninhalte, Studiengänge 
und Lehrpläne, die Abhaltung von 
Examina und die Anstellung von 
Lehrassistenten, Instruktoren und 

Vorlesungsbeginn des Sommer­
semesters 1972: 12. April. Vor­
lesungsende: 15. Juli. 

entsprechenden Lehrkräften ent­
scheiden, setzen sich zu 50 Prozent 
aus Lehrkräften des Bereiches, für 
den der Studienausschuß tätig ist, 
und zu 50 Prozent aus Studenten die­
ses Bereiches zusammen. 

8. Finnland 
Auch in Finnland sollen die Studen­
ten nach dem 'vorliegenden Entwurf 
des Erziehungsministeriums über 
die Grundlagen der inneren Hoch­
schulverwaltung vom 25. Januar 1971 
ein weitgehendes Mitbestimmungs­
recht auf allen Gebieten bekommen. 
Die Mitglieder des Senats als dem 
zentralen satzungsgebenden Kolle­
gialorgan werden nicht nach Zuge­
nÖfJgl{eit zU einer Gruppe, sondern 
durCh alle Hochschulangehörigen in 
Ve~hältni8wahl gEwählt; jeder Wahl­
berechtigte hat eine Stimme. Wahl­
berechtigt sind Hochschullehrer, For­
scher, das sonstige Personal und die 
Studenten. Die Satzung der Hoch­
schule kann zulassen oder vorschrei­
ben, daß die Lehrer, Forscher und 
das sonstige Personal in Verhältnis­
wahl aus ihrer Mitte ein Sechstel der 
Senatsmitglieder wählen. Die Sat­
zung kann 'ferner bestimmen, daß 
die Regierung aus besonderem 
Grunde Mitglieder des Senats bestel­
len kann. Derartige Mitglieder sowie 
die von den Lehrern, Forschern und 
dem sonstigen Personal gewählten 
Mitglieder dürfen nicht mehr als ein 
Drittel der Gesamtniitgliederzahl 
ausmachen. Im Verwaltungsrat, der 
mit der Wahrnehmung der Verwa~­
tungsgeschäfte der Universität be­
traut ist, stellen die Hochschullehrer 
und promovierte Wissenschaftler bis 
zur Hälfte der Mitglieder; der Rest 
wird in Verhältniswahl gewählt. Im 
Institutsrat werden zwei Drittel der 
Mitglieder von allen Gruppen, also 
auch von den Studierenden, gewählt, 
ein Drittel wird nur von den Lehrern 
und der Forschung gewählt. 
Bei der studentischen Mitbestim­
mung gibt es eine entscheidende Aus­
nahme: An der Entscheidung über 
eine wissenschaftliche Befähigung 
dürfen nur die Inhaber von Planstel­
len oder Ämtern mindestens glei­
chen Ranges beteiligt werden. 

9. Polen 
In dem Gesetz über das Hochschul­
wesen vom 5. November 1968 ist eine 
Mitbestimmung der Studenten nicht 
vorgesehen. In Polen - wie auch in 
anderen Ostblockländern - ist zu be­
achten, daß Regierungsorgane weit­
gehende Aufsichts- und Eingriffs­
rechte gegenüber den Hochschulen 
haben. Deren Selbstverwaltung kann 
daher nur bedingt mit der Selbstver­
waltung westlicher Universitäten 
verglichen werden. 
Im Senat und auch im Fakultätsrat 
sind neben den Hochschullehrern 
noch die Direktoren der zur Fakultät 
gehörenden wissenschaftlichen und 
didaktischen Organ isa tionseinhei ten 
vertreten. Im Fakultätsrat sind zu­
sätzlich die Vertreter der Lehrbeauf­
tragten und Assistenten in einer Zahl 
vertreten, die der Rektor bestimmt. 
In beiden Gremien wirken außerdem 
ein Mitglied der zentralen Gewerk­
schaftsorganisation und mit Zustim­
mung des ,Rektors auch andere Perso­
nen mit, gleich ob sie der Hochschule 
angehören oder nicht. 

10. Deutsche Demokratische Republik 

In der Verordnung über die Aufga­
ben der Universitäten, wissenschaft­
lichen Hochschulen und wissenschaft­
lichen Einrichtungen mit Hochschul­
charakter vom 25. Februar 1970 ist 
zwar eine studentische Mitbestim­
mung vorgesehen, aber nur in sehr 
vager Form. Es gibt drei zentrale 
Kollegialorgane : das Konzil, den Ge­
sellschaftlichen Rat und den wissen­
schaftlichen Rat. Das Konzil ist "die 
Versammlung der Delegierten der 
Wissenschaftler, Studenten, Arbeiter 
und Angestellten der Hochschule zur 
gemeinsamen Beratung der Haupt­
aufgaben in Erziehung, Ausbildung, 
Weiterbildung und Forschung". Für 
die zahlenmäßige Zusammensetzung 
ist ein "vom Rektor ... festgelegter 
Delegiertenschlüssel " maßgebend. 
Aufgaben und Arbeitsweise des Ge­
sellschaftlichen und Wissenschaft­
lichen Rats, die den Rektor beraten 
und unterstützen, werden vom Mini­
ster festgelegt. über die Zusammen­
setzung dieser Organe wird nichts 
gesagt. 
In der Sektion werden "in Erziehung, 
Ausbildung, Weiterbildung und For­
schung die staatlichen Pläne verwirk­
licht". In ihr sind "entsprechend der 
Aufgabenstellung in Erziehung, Aus­
bildung, Weiterbildung und For­
schung die Hochschullehrer, wissen­
schaftlichen Mitarbeiter, Studenten, 
Arbeiter und Angestellten ,zu lei­
stungsfähigen Kollektiven vereinigt". 
In den Organen der Sektion sind also 
auch die Studenten vertreten, über 
die zahlenmäßige Stärke der einzel­
nen Gruppen ist aber nichts ausge­
sagt. 

11. Peru 
Nach dem Universitätsgesetz vom 
8. April 1960 bestehen die drei zen­
tralen Kollegialorgane: Universitäts­
versammlung, Wirtschaftsverwal­
tungsrat und Universitätsrat zu zwei 
Dritteln aus Lehrkräften, zu denen 
auch der Rektor und die Dekane ge­
hören, und zu einem Drittel aus stu­
denten. Den gena,nnten Organen ge­
hören ferner jeWEils zwei vom Ver­
band der Gl'a€ltiierten tIeF Hec}:fl:l(;hüle 
entsandte Vertret'er ntit h~ra,tender 
Stimme an. 
Die Fakultäten sind die Zentren so­
wohl der Forschung als auch der be­
ruflichen Ausbildung; die sog. Schu­
len für Berufsvorbereitung vermit­
teln nur die Voraussetzungen für die 
Berufsausübung. Beide werden von , 
Räten zusammen mit dem Dekan der 
Fakultät bzw. dem Direktor der je­
weiligen Schule geleitet. Auch hier 
sind die Studenten mit ein Drittel 
der Gesamtmitgliederzahl vertreten. 

Voraussetzung für die Berufung in 
das Lehramt und für die Beförde­
rung der Hochschullehrer ist die Teil­
nahme an einem Wettbewerb. Haupt­
professoren haben, nach erfolgreicher 
Teilnahme an dem Wettbewerb ihren 
Lehrstuhl nur fünf Jahre inne; sie 
können "wiedergewählt" werden. Das 
Gesetz enthält über die Frage, wer 
die Wettbewerbe veranstaltet und 
wer für die Entscheidung über die 
erfolgreiche Teilnahme zuständig ist, 
ebensowenig eine Aussage wie über 
die Zuständigkeit für die Wiederwahl 
der Professoren. Inwieweit die stu­
dentische Mitwirkung in Forschungs­
fragen eingeschränkt ist, ist also nicht 
geklärt. Im Forschungsrat, der über 
die Durchführung der Forschungs­
aufgaben auf der Ebene der Univer­
sität entscheidet, sind ~n dem De­
kan und den' Forschungsprofessoren 
nur noch "andere Personen, die ihre 
anerkannte Befähigung für die For­
schung nachgewiesen haben", ent­
scheidungsberechtigt. ' Die studen­
tische Mitbestimmung ist also hier 
eingeschränkt. 

12. Argentinien 
Nach dem Gesetz über die nationalen 
Universitäten vom 21. April 1967 ist 
eine studentische Mitbestimmung 
nicht vorgesehen. In den beiden zen­
tralen Kollegialorganen: der Univer­
sitätsversammlung und dem Höheren 
Rat sind neben dem Rektor und den 
Dekanen, bei der Universitätsver­
sammlung die Mitglieder der Akade­
mischen Räte der Fakultäten im all­
gemeinen noch die Professoren ver­
treten, die direkt vom Lehrkörper, 
d. h. von den Professoren und den 
Hilfslehrkräften gewählt werden. 
Der Akademische Rat, in dessen Zu­
ständigkeit . die Wahrnehmung von 
Verwaltungsaufgaben und ~ersonal­
angelegenheiten auf der Ebene der 
Fakultät bzw. der Fachabteilung fällt, 
setzt sich zusammen aus dem Dekan, 
sieben Mitgliedern, die von den · or­
dentlichen ,Professoren aus den.Hoch-
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schullehrern gewählt werden, und 
einen von der Studentenschaft g~­
wählten Vertreter mit beratender 
Stimme . . Die für Ernennungs- und 
Berufungsfragen zuständige Aus­
wahlkommission besteht aus Profes­
soren der betreffenden Fachrichtung', 
deren Rang nicht niedriger sein darf 
als der Rang der ausgeschriebenen.' 
Stelle. 

13. Großbritannien 
Es gibt in Großbritannien keine 
Hochschulgesetze. Die Satzungen der 
einzelnen Universitäten sind meist 
nicht veröffentlicht. Nach Auskünf­
ten des British Council, Köln, weicht 
die Selbstverwaltung der überwie­
genden Zahl der englischen Univer­
sitäten jedoch nicht stark voneinan­
der ab. In den drei zentralen Kolle­
gialorganen: dem Konvent, dem Uni"! 
versitätsrat und dem Senat ist die 
studentische Mitwirkung nicht häufig 
und fällt zahlenmäßig nicht ins Ge­
wicht. Lediglich in den Ausschüssen 
des Universitätsrates und des Senats, 
die allerdings nur Empfehlungen aus­
sprechen, ist die Mitwirkung der Stu­
denten häufiger. In den Ausschüssen 
des Universitätsrates kann es auch 
paritätische Ausschüsse von Hoch­
schullehrern und Studenten geben. 
Im Fakultätsrat befinden sich eben­
falls nur wenige Studentenvertreter. 
Berufungsfragen werden überwie­
gend nicht vom Fakultätsrat, sondern 
von ad hoc gebildeten Personalaus­
schüssen behandelt, in denen Studen­
ten nicht vertreten sind. 
Eine gewisse Richtlinie für die künf­
tige Ausgestaltung der studentischen 
Mitwirkung findet sich. in der ge­
meinsamen Erklärung des "Com­
mittee of Vice-Chancellors and Prin­
cipals of the United Kingdom" und 
der "National Union of Students of 
England, Wales and Northern Ire­
land" vom 7. Oktober 1968. Danach 
besteht in folgenden Punkten über­
einstimmung: 
- Im Bereich der sozialen Belange 
der Studenten sollte es abgestufte 
Mitwirkung der Studenten geben. 
- In Studien- und Lehrfragen, be­
deutenderen Organisationsangelegen­
heiten sowie bei der Planung sollten 
die zuständigen Gremien die Auffas­
sungen der Studenten angemessen 
berücksichtigen. 
- In Berufungs- und anderen Per­
sonalangelegenhei ten einschließlich 
der Beurteilung von wissenschaft­
lichen Befähigungen wird die Mitwir­
kung von Studenten für untunlich ge­
halten. Jedoch sollten die Studenten 
Gelegenheit haben, die allgemeinen 
PrJ:ln4siitze für. die Behandlung ~ol­
-eher Angelegenheiten zu -diskutieren; 
ihre Ansichten sollten in geeigneter 
Weise berücksichtigt werden. 

14. Vereinigte Staaten von Amerika 
Aus den Gesetzen der Bundesstaaten 
ergibt sich gegenwärtig wenig zur 
Frage der Mitwirkung von Studenten 
an der. Selbstverwaltung der Univer­
sitäten. Anhaltspunkte für eine mög­
liche künftige Entwicklung finden 
sich in den folgenden Empfehlungen, 
zu denen der Bericht der "President's 
Commission on Campus Unrest", 
Washington D. C. 1970 ("Scranton 
Report") gelangt. 
- Eine stärkere Mitwirkung der Stu­
denten, der Lehrkräfte und des son­
stigen J;'ersonals bei der Aufstellung 

Die nächste Ausgab~ von 
UNI-REPQRT 
erscheint Ende Apri11972. 
Redaktionsschluß i:;t wahrschein­
lich der 15. April 1972, .in Aus­
nahmefällen auch später. 
UNI-REPORT steht im Rahmen 
seiner Möglichkeiten allen Uni­
versitätsmitglie~ern für Veröf­
fentlichungen zur Verfügung. 

von Richtlinien für die Leitung der 
Universität ist wünschenswert. 
- Universitäten sind andererseits 
keine Einrichtungen, die nach dem 
Grundsatz "one man, one vote" oder 
unter Mitwirkung aller ihrer Mitglie­
der in allen Angelegenheiten geleitet 
werden können. 
- Sachkunde sollte ein wesentliches 
Kriterium für den Umfang der Mit­
wirkung sein. 
- Ein weiteres Kriterium für den 
Umfang der Mitwirkung sollte sein 
in welchem Grade die einzelneh 
Gruppen von den Entscheidungen 
betroffen werden. 
- Die Verfahren, nach denen die 
Gruppen ihre Vertreter in den Gre­
mien wählen, sollten repräsentative 
Wahlergebnisse gewährleisten viel­
leicht auch mit Hilfe eines Qu~rums. 

Die Ausführung von Grundsatz­
entscheidungen, die laufenden Ver­
waltungsgeschäfte und die kleineren 
Planungsentscheidungen sollten den 
zuständigen Verwaltungsstellen vor­
behalten bleiben. Eine Mitw.irkung 
der ,Lehrkräfte und der Studenten 
sollte in diesen Angefjilg€nheiten -
unbesch8.d€t der Verantwortlichkeit 
'der VerwalttJ,p.gsspitze gegenüber den 
Trustees und den Gruppen in der 
Universität -nicht stattfinden. 
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